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»Nicht verantwortbar«

Zur geplanten Reform des 
Transplantationsgesetzes 
wurden am 25. Februar 
auch zwei Sachverständige 
gehört, die selbst eine Niere 
»gespendet« hatten. Zum 
Beispiel die Ärztin Birgit 
Heilmann: Sie forderte eine 
»bessere Aufklärung der 
Nierenlebendspender*innen 
über gesundheitliche 
Risiken, vor allem zu mög-
lichen Langzeitfolgen 
mit Auswirkungen auf die 
körperliche Leistungsfähig-
keit, Arbeitsfähigkeit, sowie 
damit verbundene finanzielle 
Folgen«. Heilmann, die sich 
als »Betroffene gesundheit-
licher Langzeitfolgen nach 
Nierenlebendspende« im 
Jahr 2008 bezeichnete, lehnte 
die geplante Aufhebung des 
»Subsidiaritätsprinzips«  
eindeutig ab. Käme es tat-
sächlich so weit, würde dies 
»den Druck auf mögliche 
Lebendspendende erhöhen«. 
Sie könnten, warnt Heilmann, 
»dazu gedrängt werden oder 
sich selbst gedrängt fühlen, 
eine Niere zu spenden, bevor 
überhaupt eine Dialyse-
pflichtigkeit beim möglichen 
Empfänger eintritt«. Heil-
mann, die auch Beisitzerin 
für medizinische Beratung 
der Interessengemeinschaft 
Nierenlebendspende (IGN) ist, 
sprach sich ebenso wie der 
IGN-Vorsitzende Ralf Zietz 
klar gegen die Zulassung 
»anonymer, ungerichteter 
Nierenlebendspenden« aus. 
Zietz, der seit der Entnahme 
einer Niere im Jahr 2010 
zugunsten seiner kranken 
Ehefrau ebenfalls mit chro-
nischen gesundheitlichen 
Einschränkungen lebt, zog in 
seiner 10-seitigen Stellung
nahme namens der IGN das 
Fazit: »Eine Ausweitung 
der Organlebendspende ist, 
unabhängig von der ungelös-
ten Absicherung geschädigter 
Spender/innen, ethisch und 
sozialpolitisch nicht verant-
wortbar.«
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Öffentlicher Widerspruch?
Bundesregierung will »Lebendorganspenden« massiv ausweiten

Nierenentnahmen von gesunden »Spen­
der*innen« sollen nach einem Gesetzent­
wurf der Bundesregierung massiv aus­
geweitet werden. Transplantations- und 
Ärztevertreter*innen finden die Reform­
pläne im Prinzip gut, wollen aber noch 
mehr erreichen. Grundsätzliche Einwände 
äußerten bei einer Anhörung ausgewählter 
Sachverständiger nur Menschen, die selbst 
eine Niere »gespendet« hatten.  

Bisher ist die Organentnahme bei Lebenden 
gemäß Transplantationsgesetz (TPG) nur 

zulässig, wenn im Zeitpunkt der Explantation  
kein geeignetes Organ eines »hirntoten« Men­
schen zur Verfügung steht – Fachleute nennen 
diese Regel »Subsidiaritätsgrundsatz«. Dieser 
soll gemäß aktuellem Gesetzentwurf des Bun­
desgesundheitsministeriums (BMG) künftig 
nicht mehr gelten – bedeutet: Nierentransplan­
tationen nach Lebendorganspende dürften dann 
auch bei Patient*innen ausgeführt werden, die 
nicht dialysepflichtig sind; die Übertragung der 
fremden Niere soll künftig auch als eine der 
Dialyse vorbeugende Therapie zulässig werden. 
Potenzielle Empfänger*innen müssten dann 
nicht mehr auf der Warteliste für eine Niere 
eines »Hirntoten« stehen, sie können dort aber 
weiterhin gemeldet sein.

Zudem will das BMG eine weitere zentrale  
Regel abschaffen: Bisher ist laut TPG die Lebend­
organspende nur erlaubt unter Verwandten, 
Eheleuten und anderen Menschen, die sich 
offensichtlich persönlich nahestehen. Nun will 
das BMG ein »nationales Programm« für die 
noch unzulässige »Überkreuzlebendnierenspende« 
aufbauen, »unter Einbeziehung der nicht gerich­
teten anonymen Nierenspende«.

Was mit diesen komplizierten Begrifflich­
keiten gemeint ist, erklärt das BMG wie folgt: 
»Die Überkreuzlebendnierenspende ist die 
Spende einer Niere zwischen inkompatiblen 
Organspendepaaren. Bei der Überkreuzlebend­
nierenspende erfolgt die Entnahme der Niere 
jeder Spenderin oder jedes Spenders eines 
inkompatiblen Organspendepaars zum Zweck 
der Übertragung auf eine Empfängerin oder 
einen Empfänger eines anderen inkompatiblen 
Organspendepaars.« Eine »nicht gerichtete 
anonyme  Nierenspende« ist laut BMG eine 
Organübertragung auf Patient*innen, die den 
gesunden Spender*innen nicht bekannt sind. 
Voraussetzung sei, dass die Organgabe »völlig 
altruistisch motiviert« sei, die Vermittlung von 
so beschafften Nieren soll sich »ausschließlich 
nach medizinischen Kriterien« richten.

Der Gesetzentwurf des BMG wurde am 
25. Februar bei einer Anhörung im Bundestag 
von ausgewählten Expert*innen bewertet. Die 
Deutsche Transplantationsgesellschaft (DTG) 
befürwortet die geplante Abschaffung des Subsi­
diaritätsgrundsatzes und die im Gesetzentwurf 
auch vorgesehene Möglichkeit, die Dringlich­
keitsposition von Lebendspender*innen in der 
Warteliste zu verbessern, wenn sie später selbst 
eine fremde Niere benötigen sollten.

Weitere Organe im Blick

Nicht gut findet die DTG, dass die neuen 
Lebendspende-Regeln nur für Nieren gelten sol­
len. Die DTG regt an, »organneutral zu formu­
lieren«, um »perspektivisch auch Leber-, Dünn­
darm- und Lungenspenden« gesetzeskonform 
ausführen zu können. Im Blick hat die DTG 
auch juristische Risiken für Ärzt*innen. Sie plä­
diert dafür, im Gesetzentwurf die Formulierung 
zu streichen, wonach Lebendspender*innen 
»voraussichtlich nicht über das mit der Entnah­
me des Organs oder des Gewebes verbundene 
Operationsrisiko gefährdet« seien. Laut DTG 
könne ja der »zu erwartende Verlust der Nieren­
funktion von ca. 30 % an sich schon als Schaden 
interpretiert werden«. 

Die Deutsche Krankenhausgesellschaft 
(DKG) warb bei der Anhörung dafür, den 
Begriff der von ihr befürworteten Überkreuz-
Lebendnierenspende unmissverständlicher zu 
formulieren, da dieser  die »Beteiligung nur 
zweier Paare« als zulässig nahelege. Ziel müsse 
es aber sein, mit der Reform sicherzustellen, 
dass auch »Kombinationen mehrerer Paare im 
Sinne einer Ring- oder Kettenspende« rechtlich 
erlaubt seien.

Die Bundesärztekammer (BÄK) ist mit den 
Reformplänen weitgehend einverstanden. Sie 
plädierte aber einmal mehr dafür, auch Organ- 
entnahmen nach »Hirntod« zu steigern und die 
sogenannte Widerspruchslösung per Gesetz  
einzuführen, derzufolge jede/r Erwachsene im  
Fall des »Hirntods« grundsätzlich als Organ­
spender*in gelten soll, es sei denn, sie oder er 
hat zu Lebzeiten ausdrücklich widersprochen.

Die Opposition im Bundestag äußerte bisher, 
anders als Betroffene (→ Randbemerkung), keine 
grundsätzlichen Einwände gegen die Auswei- 
tung von Lebendorganspenden. Regt sich nicht 
bald außerparlamentarischer Widerspruch, 
dürfte die von Bundesgesundheitsministerin 
Nina Warken (CDU) geplante Reform in diesem 
Jahr beschlossen werden.  �  
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